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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1965 Ausgegeben am 7. Mai 1965 35. Stück

9 9 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Indien zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen samt Noten-
wechsel

1 0 0 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Föderativen Volksrepublik Jugo-
slawien über die Regelung des Grenzüberganges der Eisenbahnen samt Schluß-
protokoll und Anlagen

99.
Nachdem das am 24. September 1963 in New Delhi unterzeichnete Abkommen zwischen der

Republik Österreich und der Republik Indien zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem
Gebiete der Steuern vom Einkommen samt Notenwechsel, welches also lautet:

(Übersetzung)
A b k o m m e n

zwischen der Republik Österreich und der
Republik Indien zur Vermeidung der Doppel-
besteuerung auf dem Gebiete der Steuern

vom Einkommen
Die Republik Österreich und die Republik In-

dien, von dem Wunsche geleitet, ein Abkom-
men zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf
dem Gebiete der Steuern vom Einkommen ab-
zuschließen, sind übereingekommen wie folgt:

ARTIKEL I
(1) Gegenstand dieses Abkommens sind fol-
gende Steuern:

a) In Österreich:
(i) die Einkommensteuer,
(ii) die Körperschaftsteuer,

(iii) der Beitrag vom Einkommen zur För-
derung des Wohnbaues und für
Zwecke des Familienlastenausgleiches,

(im folgenden „österreichische Steuer"
genannt).

b) In Indien:
(i) die Einkommensteuer (income-tax),

(ii) die Übersteuer (super-tax), und
(iii) die Zusatzsteuer (surcharge),

die nach dem Einkommensteuergesetz
1961 (43/1961) erhoben werden,
(im folgenden „indische Steuer" ge-
nannt).

(2) Dieses Abkommen ist auch auf jede andere
ihrem Wesen nach ähnliche Steuer anzuwenden,
die in Österreich oder in Indien nach dem Tag
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der Unterzeichnung dieses Abkommens einge-
führt wird.

ARTIKEL II
(1) Soweit sich in diesem Abkommen aus dem
Zusammenhang nichts anderes ergibt:

a) bedeuten die Begriffe „eines der Gebiete"
und „das andere Gebiet" Österreich oder
Indien, wie es der Zusammenhang erfor-
dert;

b) umfaßt der Begriff „Person" natürliche Per-
sonen, Gesellschaften und andere Rechts-
träger, die nach den in den betreffenden
Gebieten in Kraft stehenden Steuergesetzen
als Steuersubjekte behandelt werden;

c) bedeutet der Begriff „Gesellschaft" alle
Rechtsträger, die für steuerliche Zwecke
nach österreichischem Recht wie eine juri-
stische Person oder nach indischem Recht
wie Gesellschaften behandelt werden;

d) bedeutet der Begriff „Steuer" die österrei-
chische Steuer oder die indische Steuer, wie
es der Zusammenhang erfordert;

e) bedeuten die Begriffe „in Österreich an-
sässige Person" und „in Indien ansässige
Person" eine Person, die im Sinn der öster-
reichischen Steuergesetze ihren Wohnsitz
oder gewöhnlichen Aufenthalt in Öster-
reich hat und nicht in Indien im Sinn der
indischen Steuergesetze ansässig („resident")
ist, und eine Person, die im Sinn der indi-
schen Steuergesetze in Indien ansässig
(„resident") ist und nicht ihren Wohnsitz
oder gewöhnlichen Aufenthalt im Sinn der
österreichischen Steuergesetze in Österreich
hat. Eine Gesellschaft gilt als eine in Öster-
reich ansässige Person, wenn sie ihren Sitz
oder ihre Geschäftsleitung in Österreich
hat; eine Gesellschaft gilt als eine in Indien
ansässige Person, wenn sie ihren Sitz oder
ihre Geschäftsleitung in Indien hat;

f) bedeuten die Begriffe „österreichisches Un-
ternehmen" und „indisches Unternehmen"
ein gewerbliches Unternehmen, das von
einer in Österreich ansässigen Person betrie-
ben wird, und ein gewerbliches Unterneh-
men, das von einer in Indien ansässigen
Person betrieben wird, und die Begriffe
„Unternehmen eines der Gebiete" und
„Unternehmen des anderen Gebietes" ein
österreichisches oder ein indisches Unter-
nehmen, wie es der Zusammenhang erfor-
dert;

g) bedeutet der Begriff „Betriebsstätte" eine
feste Geschäftseinrichtung, in der die Tätig-
keit des Unternehmens ganz oder teilweise
ausgeübt wird.
(aa) Der Begriff „Betriebsstätte" umfaßt

eine Geschäftsleitung, eine Zweignie-
derlassung, ein Büro, eine Fabrikations-
stätte, eine Werkstätte, ein Lagerhaus,
ein Bergwerk, einen Steinbruch oder
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eine andere Stätte der Ausbeutung
von Bodenschätzen und eine dauernde
Verkaufsausstellung.

(bb) Für ein Unternehmen eines der Ge-
biete wird in dem anderen Gebiet eine
Betriebsstätte angenommen, wenn es
in diesem anderen Gebiet eine Bauaus-
führung, Montage oder dergleichen
durchführt.

(cc) Die Benutzung von bloß zur Lagerung
bestimmten Einrichtungen oder das
Unterhalten einer Geschäftseinrichtung
ausschließlich zum Einkauf von Gü-
tern oder Waren und nicht zur Be-
oder Verarbeitung dieser Güter oder
Waren in dem Gebiet, in dem der Ein-
kauf erfolgt, begründet keine Betriebs-
stätte.

(dd) Eine Person, die in einem der Gebiete
für ein Unternehmen des anderen Ge-
bietes tätig ist, wird als eine in dem
erstgenannten Gebiet gelegene Betriebs-
stätte behandelt, wenn

1. sie eine allgemeine Vollmacht be-
sitzt, im Namen oder für Rechnung
des Unternehmens in diesem erstge-
nannten Gebiet Verträge zu verhan-
deln und abzuschließen, und diese
Vollmacht dort gewöhnlich ausübt,
es sei denn, daß sich die Tätigkeit
der Person ausschließlich auf den
Einkauf von Gütern oder Waren
für das Unternehmen beschränkt,
oder

2. sie im erstgenannten Gebiet gewöhn-
lich ein Lager von dem Unterneh-
men gehörenden Gütern oder
Waren unterhält, von dem die Per-
son regelmäßig Güter oder Waren
für das Unternehmen ausliefert,
oder

3. sie in dem erstgenannten Gebiet ge-
wöhnlich Aufträge ausschließlich
oder fast ausschließlich für das Un-
ternehmen selbst oder für dieses Un-
ternehmen und andere Unterneh-
men, die von ihm beherrscht werden
oder die es beherrschen, einholt.

(ee) Ein unabhängiger Makler, der lediglich
als Vermittler zwischen einem Unter-
nehmen eines der Gebiete und einem
etwaigen Kunden des anderen Gebietes
tätig ist, wird nicht als eine in dem
anderen Gebiet gelegene Betriebsstätte
behandelt.

(ff) Die Tatsache, daß eine Gesellschaft, die
in einem der Gebiete ansässig ist, eine
Tochtergesellschaft besitzt, die entwe-
der in dem anderen Gebiet ansässig
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ist oder die in dem anderen Gebiet
(gleichgültig, ob durch eine Betriebs-
stätte oder in anderer Weise) Ge-
schäftsbeziehungen unterhält, macht
für sich allein diese Tochtergesellschaft
noch nicht zur Betriebsstätte ihrer Mut-
tergesellschaft.

h) bedeutet der Begriff „zuständige Behörde"
im Fall Österreichs das Bundesministerium
für Finanzen und im Fall Indiens the Cen-
tral Government in the Ministry of
Finance, Department of Revenue.

(2) Bei Anwendung dieses Abkommens in einem
der Gebiete ist, sofern sich aus dem Zusammen-
hang nichts anderes ergibt, jedem in diesem Ab-
kommen nicht anders umschriebenen Begriff der
Sinn beizulegen, der ihm nach den Gesetzen zu-
kommt, die in diesem Gebiet für die Steuern
gelten, die den Gegenstand dieses Abkommens
bilden.

ARTIKEL III
(1) Vorbehaltlich des Absatzes 3 darf in einem
der Gebiete keine Steuer von den gewerblichen
Gewinnen eines Unternehmens des anderen Ge-
bietes erhoben werden, es sei denn, daß die Ge-
winne durch eine im erstgenannten Gebiet
gelegene Betriebsstätte dieses Unternehmens er-
zielt werden. Werden Gewinne auf diese Weise
erzielt, so dürfen die Gewinne, die dieser Betriebs-
stätte zuzurechnen sind, in dem erstgenannten
Gebiet besteuert werden.

(2) Der im anderen Gebiet gelegenen Betriebs-
stätte eines Unternehmens eines der Gebiete sind
die gewerblichen Gewinne zuzurechnen, die sie in
dem anderen Gebiet erzielt hätte, wenn sie sich
als selbständiges Unternehmen mit gleichen oder
ähnlichen Geschäften unter gleichen oder ähn-
lichen Bedingungen befaßt und mit dem Unter-
nehmen, dessen Betriebsstätte sie ist, Geschäfte
wie ein unabhängiges Unternehmen getätigt
hätte. Falls die Ermittlung des genauen Betrages
der Gewinne, die der Betriebsstätte zuzurechnen
sind, außerordentliche Schwierigkeiten bereitet,
können die der Betriebsstätte zurechenbaren Ge-
winne in angemessener Weise geschätzt werden.

(3) Absatz 1 ist nicht so auszulegen, daß in
einem der Gebiete die in Anwendung dieses Ab-
kommens gemäß den Gesetzen dieses Gebietes
erfolgende Besteuerung von Einkünften (zum
Beispiel von Dividenden, Zinsen, Gewinnen aus
der Veräußerung von Vermögenswerten, Ent-
gelten für technische Leistungen, Einkünften aus
dem Betrieb von Luftfahrzeugen, Mieten oder
Lizenzgebühren oder Einkünften aus unbeweg-
lichem Vermögen) verhindert wird, die aus
Quellen in diesem Gebiet von einer im anderen
Gebiet ansässigen Person bezogen werden, auch
wenn diese Einkünfte keiner im erstgenannten
Gebiet gelegenen Betriebsstätte zuzurechnen sind.
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ARTIKEL IV
Wenn
a) ein Unternehmen eines der Gebiete un-

mittelbar oder mittelbar an der Geschäfts-
führung, der Kontrolle oder am Kapital
eines Unternehmens des anderen Gebietes
beteiligt ist oder

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittel-
bar an der Geschäftsführung, der Kontrolle
oder am Kapital eines Unternehmens des
anderen Gebietes beteiligt sind,

und in diesen Fällen zwischen den beiden Unter-
nehmen hinsichtlich ihrer kaufmännischen oder
finanziellen Beziehungen Bedingungen vereinbart
oder auferlegt werden, die von denen abweichen,
die zwischen unabhängigen Unternehmen ver-
einbart würden, so dürfen Gewinne, die eines
der Unternehmen hätte erzielen können, wegen
dieser Bedingungen aber nicht erzielt hat, den
Gewinnen dieses Unternehmens zugerechnet und
entsprechend besteuert werden.

ARTIKEL V
(1) Einkünfte eines Unternehmens eines der
Gebiete aus dem Betrieb von Luftfahrzeugen
dürfen in dem anderen Gebiet nicht besteuert
werden, es sei denn, daß die Luftfahrzeuge
ausschließlich oder vorwiegend zwischen Orten
innerhalb dieses anderen Gebietes betrieben
werden.
(2) Absatz 1 gilt auch für Beteiligungen von
Unternehmen der Luftfahrt an Pools jeder Art.

(3) Einkünfte eines indischen Unternehmens aus
dem Betrieb von Luftfahrzeugen unterliegen
überdies in Österreich nicht der Gewerbesteuer.

ARTIKEL VI
(1) Lizenzgebühren, die eine in einem der Ge-
biete ansässige Person aus Quellen innerhalb des
anderen Gebietes bezieht, dürfen nur in diesem
anderen Gebiet besteuert werden.
(2) In diesem Artikel bedeutet der Ausdruck
„Lizenzgebühren" Lizenzgebühren oder andere
gleichartige Beträge, die als Entgelt für das Recht
auf Nutzung eines Urheberrechtes, künstlerischen
oder wissenschaftlichen Werkes, Filmes, Patentes,
Modelles, Gebrauchsmusters, Planes, geheimen
Herstellungsverfahrens oder -rezeptes, einer
Schutzmarke oder eines anderen gleichartigen
Rechtes zufließen.

ARTIKEL VII
Beträge, die von einem Unternehmen eines der

Gebiete für technische Leistungen bezahlt werden,
die von einem Unternehmen des anderen Ge-
bietes erbracht werden, unterliegen der Besteue-
rung im erstgenannten Gebiet nur insoweit, als
diese Beträge einer tatsächlich im erstgenannten
Gebiet ausgeübten Tätigkeit zuzurechnen sind.
Bei Ermittlung der so der Besteuerung unter-
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liegenden Einkünfte sind die Ausgaben als
Abzugspost zuzulassen, die im erstgenannten
Gebiet im Zusammenhang mit den in diesem
Gebiet erbrachten Tätigkeiten angefallen sind.

ARTIKEL VIII
Dividenden, die von einer in einem der Ge-

biete ansässigen Gesellschaft an eine im anderen
Gebiet ansässige Person gezahlt werden, dürfen
nur im erstgenannten Gebiet besteuert werden.

ARTIKEL IX
Zinsen für Schuldverschreibungen, Wertpapiere,

Schuldscheine, Obligationen oder irgendwelche
andere Schuldverpflichtungen, die von einer in
einem der Gebiete ansässigen Person aus
Quellen innerhalb des anderen Gebietes bezogen
werden, dürfen nur in diesem anderen Gebiet
besteuert werden.

ARTIKEL X
Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen dürfen

nur in dem Gebiet besteuert werden, in dem das
Vermögen liegt. In diesem Zusammenhang gelten
Mieten, Lizenzgebühren oder andere Einkünfte,
die aus dem Betrieb eines Bergwerkes, Stein-
bruchs oder irgendeiner anderen Stätte der Aus-
beutung von Bodenschätzen bezogen werden, als
Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen.

ARTIKEL XI
(1) Gewinne aus dem Verkauf, dem Tausch oder
der Übertragung von beweglichen oder unbeweg-
lichen Vermögenswerten dürfen nur in dem
Gebiet besteuert werden, in dem sich der Ver-
mögenswert zum Zeitpunkt des Verkaufes, des
Tausches oder der Übertragung befindet. In
diesem Zusammenhang gelten Anteile an Gesell-
schaften als in dem Gebiet befindlich, in dem die
Gesellschaft ihren Sitz hat.
(2) In diesem Artikel umfaßt der Begriff „Ver-
mögenswerte" nicht das bewegliche Vermögen im
Sinn von persönlicher Habe (zum Beispiel Klei-
dung, Schmuck und Einrichtungsgegenstände),
das für den persönlichen Gebrauch des Steuer-
pflichtigen oder eines von ihm abhängigen Fa-
milienmitgliedes bestimmt ist.

ARTIKEL XII
(1) Entgelte (außer Pensionen und Renten) für
Dienstleistungen, die von öffentlichen Kassen
Österreichs bezahlt werden, dürfen in Indien
nicht besteuert werden, es sei denn, daß die
Zahlung an einen indischen Staatsbürger für dort
erbrachte Dienste erfolgt.
(2) Entgelte (außer Pensionen und Renten) für
Dienstleistungen, die von öffentlichen Kassen
Indiens bezahlt werden, dürfen in Österreich
nicht besteuert werden, es sei denn, daß die
Zahlung an einen österreichischen Staatsbürger
für dort erbrachte Dienste erfolgt.
(3) Die Absätze 1 und 2 sind nicht auf
Zahlungen für Dienstleistungen anzuwenden, die
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im Zusammenhang mit einer in Gewinn-
erzielungsabsicht durchgeführten gewerblichen
Tätigkeit eines der beiden vertragschließenden
Teile oder dessen Gebietskörperschaften erbracht
werden.
(4) Die Absätze 1 und 2 sind auch auf Ver-
gütungen (außer Pensionen und Renten) anzu-
wenden, die von der Oesterreichischen National-
bank, den Österreichischen Bundesbahnen oder
der Österreichischen Post- und Telegraphen-
verwaltung oder von der Reserve-Bank in Indien,
den Staatsbahnbehörden und der Postverwaltung
Indiens gezahlt werden.

ARTIKEL XIII
(1) Pensionen oder Renten, die eine in einem
der Gebiete ansässige Person aus Quellen inner-
halb des anderen Gebietes bezieht, dürfen nur in
diesem anderen Gebiet besteuert werden.
(2) In diesem Artikel bedeutet der Begriff
„Pensionen" regelmäßig wiederkehrende Zah-
lungen, die für erbrachte Dienstleistungen oder
zum Ausgleich für erlittene Nachteile gewährt
werden. Der Begriff „Renten" bedeutet bestimmte
Beträge, die regelmäßig an festen Terminen auf
Lebenszeit oder während eines bestimmten oder
bestimmbaren Zeitabschnittes zahlbar sind.

ARTIKEL XIV
(1) Vorbehaltlich des Artikels XII dürfen Ge-
winne aus freiberuflicher Tätigkeit oder Entgelte
für nichtselbständige Arbeit, die von einer in
einem der Gebiete ansässigen natürlichen Person
bezogen werden, in dem anderen Gebiet nur
besteuert werden, wenn die Tätigkeit in diesem
anderen Gebiet ausgeübt wird.
(2) Eine in Österreich ansässige natürliche Per-
son darf in Indien von den Gewinnen oder Ent-
gelten im Sinn des Absatzes 1 nicht besteuert
werden, wenn

a) sie sich in Indien in dem in Betracht kom-
menden „vorhergehenden Jahr" vorüber-
gehend, insgesamt nicht länger als 183 Tage
aufhält,

b) die Tätigkeiten für oder im Auftrag einer
in Österreich ansässigen Person geleistet
werden,

c) die Gewinne oder die Entgelte der öster-
reichischen Steuer unterliegen, und

d) die Gewinne oder Entgelte bei Ermittlung
der Gewinne eines Unternehmens, das der
indischen Steuer unterliegt, nicht abgezogen
werden.

(3) Eine in Indien ansässige natürliche Person
darf in Österreich von den Gewinnen oder Ent-
gelten im Sinn des Absatzes 1 nicht besteuert
werden, wenn

a) sie sich in Österreich in einem Steuerjahr
vorübergehend, insgesamt nicht länger als
183 Tage aufhält,

b) die Tätigkeiten für oder im Auftrag einer
in Indien ansässigen Person geleistet werden,
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c) die Gewinne oder Entgelte der indischen
Steuer unterliegen,

d) die Gewinne oder Entgelte bei Ermittlung
der Gewinne eines Unternehmens, das der
österreichischen Steuer unterliegt, nicht ab-
gezogen werden.

(4) Dienste, die eine natürliche Person ständig
oder vorwiegend an Bord von Schiffen oder Luft-
fahrzeugen leistet, die von einem Unternehmen
eines der Gebiete betrieben werden, gelten als in
diesem Gebiet geleistet.

ARTIKEL XV

Hochschullehrer oder Lehrer aus einem der
Gebiete, die Vergütungen für eine Lehrtätigkeit
während eines vorübergehenden, zwei Jahre nicht
übersteigenden Aufenthaltes an einer Universität,
sonstigen Hochschule, Schule oder anderen Lehr-
anstalt im anderen Gebiet erhalten, dürfen in
diesem anderen Gebiet hinsichtlich dieser Ver-
gütungen nicht besteuert werden.
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Forschung oder der Studien vorübergehend auf-
hält, darf in dem anderen Gebiet von den
Vergütungen, die sie im Hinblick auf diese Aus-
bildung, Forschung oder Studien erhält, nicht
besteuert werden, es sei denn, der Betrag über-
steigt 80.000 S oder den Gegenwert in indischer
Währung.

ARTIKEL XVII

(1) Die in beiden Gebieten geltenden Gesetze
bleiben weiterhin für die Veranlagung und die
Besteuerung des Einkommens in den beiden Ge-
bieten maßgebend, soweit nicht dieses Abkommen
ausdrücklich gegenteilige Vorschriften enthält.

(2) Einkünfte aus Quellen in Österreich, die
nach diesem Abkommen der Besteuerung in
Österreich entweder unmittelbar oder im Abzugs-
weg unterworfen werden dürfen, sind von der
indischen Steuer ausgenommen.
(3) Einkünfte aus Quellen in Indien, die nach
diesem Abkommen der Besteuerung in Indien
unmittelbar oder im Abzugsweg unterworfen
werden dürfen, sind von der österreichischen
Steuer ausgenommen.
(4) Ungeachtet der Absätze 2 und 3 dürfen
jene Einkünfte, die nach den Gesetzen der beiden
Gebiete bei Ermittlung des anzuwendenden
Steuersatzes einzubeziehen wären, weiterhin so
einbezogen werden.

ARTIKEL XVIII

Die zuständigen Behörden werden die ihnen
auf Grund ihrer Steuergesetze im normalen Ver-
waltungsablauf zur Verfügung stehenden Aus-
künfte austauschen, die zur Durchführung dieses
Abkommens erforderlich sind. Alle so aus-
getauschten Auskünfte sind geheim zu behandeln
und dürfen nur solchen Personen zugänglich
gemacht werden, die mit der Veranlagung oder
Einhebung der Steuern im Sinn dieses Abkom-
mens befaßt sind. Von der zuständigen Behörde
eines der Gebiete dürfen der Behörde des anderen
Gebietes Auskünfte, die ein Handels-, Geschäfts-,
Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein Her-
stellungsverfahren offenbaren würden, nicht er-
teilt werden.

ARTIKEL XIX

(1) Weist eine in einem der Gebiete ansässige
Person nach, daß Maßnahmen der Steuer-
behörden des anderen Gebietes die Wirkung einer
den Bestimmungen dieses Abkommens wider-
sprechenden Doppelbesteuerung haben oder
haben werden, so kann sie ihren Fall der zu-
ständigen Behörde des Gebietes unterbreiten, in
dem sie ansässig ist. Erscheinen die Einwendungen
als beachtenswert, so wird die angerufene zustän-
dige Behörde versuchen, sich mit der zuständigen
Behörde des anderen Gebietes zum Zweck der
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Vermeidung der Doppelbesteuerung zu verstän-
digen.
(2) Schwierigkeiten oder Zweifel, die sich
bei der Anwendung oder Auslegung dieses Ab-
kommens ergeben, können von den zuständigen
Behörden der beiden Gebiete im Einvernehmen
geregelt werden.

ARTIKEL XX
Die Bestimmungen dieses Abkommens dürfen

nicht so ausgelegt werden, daß sie in irgendeiner
Weise Befreiungen, Abzüge, Anrechnungen und
andere Begünstigungen einschränken, die derzeit
oder künftig durch die Gesetze eines der
Vertragstaaten bei Ermittlung der Steuer dieses
Vertragstaates gewährt werden.

ARTIKEL XXI
(1) Dieses Abkommen soll ratifiziert werden.
(2) Die Ratifikationsurkunden sollen so bald
wie möglich in Wien ausgetauscht werden.
(3) Dieses Abkommen tritt mit dem Austausch
der Ratifikationsurkunden in Kraft und wird
daraufhin wirksam:

a) hinsichtlich der österreichischen Steuer für
Steuern, die für das Kalenderjahr 1962 und
für die folgenden Kalenderjahre erhoben
werden,

b) hinsichtlich der indischen Steuer für die
Einkünfte der „vorhergehenden Jahre", die
für die Veranlagungsjahre maßgeblich sind,
die am oder nach dem 1. April 1963 be-
ginnen.

ARTIKEL XXII
Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte Zeit

in Kraft; jedoch kann jeder der vertragschließen-
den Teile am oder vor dem 30. Juni eines jeden
Kalenderjahres nach dem Jahre 1965 das Ab-
kommen dem anderen Vertragsteil gegenüber
kündigen; in diesem Fall verliert das Abkommen
seine Wirksamkeit:

a) hinsichtlich der österreichischen Steuer für
Steuern, die für die Kalenderjahre erhoben
werden, die dem Jahr folgen, in dem die
Kündigung erfolgt ist, und

b) hinsichtlich der indischen Steuer für die
Einkünfte, die am oder nach dem 1. Jänner
des auf die Kündigung folgenden Jahres
entstanden sind.

ZU URKUND DESSEN haben die unter-
fertigten Bevollmächtigten dieses Abkommen
unterzeichnet.

GESCHEHEN zu New Delhi am 24. Septem-
ber 1963 in zweifacher Ausfertigung in englischer
Sprache.

Für die Republik Österreich:
Schlumberger m. p.

Für die Republik Indien:
Tarkeshwari Sinha m. p.
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(Übersetzung)

New Delhi, am 24. September 1963

Sehr geehrter Herr Botschafter!

Aus Anlaß der heute stattfindenden Unter-
zeichnung des Abkommens zwischen der Repu-
blik Indien und der Republik Österreich zur
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Ge-
biete der Steuern vom Einkommen beehre ich
mich, Ihnen im Namen der indischen Regierung
mitzuteilen, daß bei Erfüllung eines Vertrages
über den Verkauf von Maschinen durch eine in
einem der Gebiete ansässige Person an eine im
anderen Gebiet ansässige Person, bei dem mit
dem Verkauf der Maschinen die Verpflichtung
verbunden ist, daß ein oder mehrere Angestellte
der im erstgenannten Gebiet ansässigen Person
sich in das andere Gebiet zu begeben haben, um
dort bei der Aufstellung der Maschinen Hilfe
zu leisten, in dieser Tätigkeit keine Betriebsstätte
erblickt werden wird, es sei denn, daß die Tätig-
keit länger als einen Monat ausgeführt wird oder
daß die mit der Tätigkeit zusammenhängenden
Ausgaben mehr als zehn Prozent des Gesamtver-
kaufspreises dieses Auftrages betragen.

Ich wäre Ihnen sehr verbunden, wenn Sie mir
Ihre Zustimmung zur obigen Auslegung der Be-
stimmungen des Artikels II Absatz (1) lit. (g) (bb)
des genannten Abkommens bestätigen würden.
In diesem Fall wird diese Note und Ihre Antwort
darauf als Teil des Abkommens angesehen wer-
den.

Empfangen Sie, sehr geehrter Herr Botschafter,
den Ausdruck meiner ausgezeichneten Hoch-
achtung

Tarkeshwari Sinha m. p.

An Seine Exzellenz
Dr. Georg Schlumberger,
Botschafter der Republik Österreich
in Indien,
New Delhi.

(Übersetzung)

New Delhi, am 24. September 1963

Sehr geehrte Frau Minister!

Unter Bezugnahme auf das heute unterzeich-
nete Abkommen zwischen der Republik Öster-
reich und der Republik Indien zur Vermeidung
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der
Steuern vom Einkommen haben Sie mir folgendes
mitgeteilt:

„Aus Anlaß der heute stattfindenden Unter-
zeichnung des Abkommens zwischen der Re-
publik Indien und der Republik Österreich zur
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Ge-
biete der Steuern vom Einkommen beehre ich
mich, Ihnen im Namen der indischen Regierung
mitzuteilen, daß bei Erfüllung eines Vertrages
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über den Verkauf von Maschinen durch eine in
einem der Gebiete ansässige Person an eine im
anderen Gebiet ansässige Person, bei dem mit
dem Verkauf der Maschinen die Verpflichtung
verbunden ist, daß ein oder mehrere Angestellte
der im erstgenannten Gebiet ansässigen Person
sich in das andere Gebiet zu begeben haben, um
dort bei der Aufstellung der Maschinen Hilfe zu
leisten, in dieser Tätigkeit keine Betriebsstätte
erblickt werden wird, es sei denn, daß die Tätig-
keit länger als einen Monat ausgeführt wird oder
daß die mit der Tätigkeit zusammenhängenden
Ausgaben mehr als zehn Prozent des Gesamt-
verkaufspreises dieses Auftrages betragen.

Ich wäre Ihnen sehr verbunden, wenn Sie mir
Ihre Zustimmung zur obigen Auslegung der Be-
stimmungen des Artikels II Absatz (1) lit. g) bb)
des genannten Abkommens bestätigen würden.
In diesem Fall wird diese Note und Ihre Antwort
darauf als Teil des Abkommens angesehen
werden."

Ich beehre mich, Ihnen mitzuteilen, daß ich
diesem Vorschlag zustimme. Ihre Note vom
heutigen Tag und meine Antwort darauf sollen
daher einen Teil des Abkommens bilden.

Empfangen Sie, sehr geehrte Frau Minister,
den Ausdruck meiner ausgezeichneten Hoch-
achtung.

Schlumberger m. p.

An
Frau Tarkeshwari Sinha,
Stellvertretender Finanzminister,
Regierung von Indien,
New Delhi.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen samt Notenwechsel für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Öster-
reich die gewissenhafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen und vom Bundesminister für
Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 31. Jänner 1964.

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:
Gorbach

Der Bundesminister für Finanzen:
Korinek

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kreisky

Das vorliegende Abkommen ist gemäß seinem Artikel XXI Absatz 3 am 5. April 1965 in Kraft
getreten.

Klaus
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100.

Nachdem das am 11. Dezember 1962 in Wien unterzeichnete Abkommen zwischen der Republik
Österreich und der Föderativen Volksrepublik Jugoslawien über die Regelung des Grenzüberganges
der Eisenbahnen samt Schlußprotokoll und Anlagen, welches also lautet:

A b k o m m e n
zwischen der Republik Österreich und der
Föderativen Volksrepublik Jugoslawien über
die Regelung des Grenzüberganges der

Eisenbahnen

Die Republik Österreich einerseits und die
Föderative Volksrepublik Jugoslawien ander-
seits haben in der Absicht, den Grenzübergang
der Eisenbahnen zwischen den beiden Staaten
zu regeln, überzeugt von der Notwendigkeit,
ein Abkommen zu diesem Zweck abzuschließen,
folgende Bestimmungen vereinbart:

Art ikel 1

Allgemeines

(1) Beide Vertragsstaaten verpflichten sich,
den Grenzübergang der Eisenbahnen zu ermög-
lichen. Sie werden alle Maßnahmen ergreifen,
um ihn zweckmäßig und einfach zu gestalten.

(2) Zu diesem Zweck wird der Anschluß- und
Übergangsdienst auf den grenzüberschreitenden
Eisenbahnstrecken in Betriebswechselbahnhöfen
durchgeführt.

(3) Beide Vertragsstaaten erklären sich bereit,
über Anregung eines der beiden Teile in Ver-
handlungen über die Beschleunigung des An-
schluß- und Übergängsdienstes und der Grenz-
abfertigung einzutreten.

Art ikel 2

Begriffsbestimmungen

Im Sinne des Abkommens bezeichnen die
Begriffe:

a) „Gebietsstaat" den Staat, auf dessen Ho-
heitsgebiet der Anschluß- und Übergangs-
dienst der Eisenbahnen stattfindet, „Nach-
barstaat" den anderen Staat;

b) „Betriebswechselbahnhof" den Bahnhof, in
dem der Anschluß- und Übergangsdienst
im Eisenbahnverkehr durchgeführt wird;

c) „Anschlußgrenzstrecke" die Strecke zwi-
schen der Staatsgrenze und dem Betriebs-
wechselbahnhof;

d) „Anschluß- und Übergangsdienst" den zur
Durchführung des Grenzüberganges erfor-
derlichen Verkehrsdienst der beiden Eisen-
bahnverwaltungen ;
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e) „Eigentumsverwaltung" die Eisenbahnver-
waltung des Gebietsstaates;

f) „Nachbarverwaltung" die Eisenbahnver-
waltung des Nachbarstaates;

g) „Grenzabfertigung" die Durchführung des
Verfahrens, das in den Rechtsvorschriften
der Vertragsstaaten für den Eingang, Aus-
gang und Durchgang von Personen, Ge-
päck, Waren, Werten und Postsachen vor-
gesehen ist.

Ar t ike l 3

Grenzübergang

(1) Zur Durchführung des Grenzüberganges
der Eisenbahnen werden folgende Strecken
eröffnet:

a) Rosenbach/Jesenice
b) Bleiburg/Prevalje
c) Lavamünd/Dravograd
d) Spielfeld-Straß/Šentilj

(2) Für die im Absatz 1 genannten Strecken
werden folgende Betriebswechselbahnhöfe fest-
gelegt:

a) Jesenice
b) Bleiburg
c) Dravograd
d) Spielfeld-Straß

(3) Grenzbahnhöfe im Sinne dieses Abkommens
sind:

a) Rosenbach
b) Prevalje
c) Lavamünd
d) Šentilj

(4) Die Eisenbahnverwaltungen der Vertrags-
staaten können vereinbaren, daß Teile des An-
schluß- und Übergangsdienstes in anderen als
den im Absatz 2 genannten Bahnhöfen vorge-
nommen werden, ohne daß dadurch diese Bahn-
höfe als Betriebswechselbahnhöfe gelten. In
diesem Falle gelten die Bestimmungen, die den
Anschluß- und Übergangsdienst auf der An-
schlußgrenzstrecke und im Betriebswechselbahn-
hof regeln, sinngemäß; dies gilt nicht für die
Bestimmungen des Artikels 11.

Artikel 4

Allgemeine Bestimmungen über den An-
schluß- und Übergangsdienst; Tarifschnitt-

punkt

(1) Die Eisenbahnverwaltungen haben den
Anschluß- und Übergangsdienst durch Verein-
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barungen derart näher zu regeln, daß hiedurch
eine rasche und ordnungsgemäße Dienstabwick-
lung gesichert ist.

(2) Die Übergabe und Übernahme von Wagen,
Lademitteln, Paletten, Behältern, Reisegepäck,
Expreßgut, Gütern und der zugehörigen Beför-
derungspapiere erfolgt in den Betriebswechsel-
bahnhöfen.

(3) Die auf den Anschlußgrenzstrecken ver-
kehrenden Züge werden, soweit sie die Staats-
grenze überschreiten, von der Nachbarverwal-
tung nach ihren Verkehrsvorschriften mit ihren
Triebfahrzeugen und ihrem Personal bis zum
Betriebswechselbahnhof geführt. Diese Leistun-
gen vollzieht die Nachbarverwaltung von der
Staatsgrenze bis zum Betriebswechselbahnhof
für die Eigentumsverwaltung.

(4) In den Betriebswechselbahnhöfen gelten die
Vorschriften der Eigentumsverwaltung. Die
Eisenbahnverwaltungen können jedoch verein-
baren, daß für bestimmte Teile des Eisenbahn-
dienstes die Vorschriften der Nachbarverwaltung
angewendet werden.

(5) Zulassungen von Triebfahrzeugen und
Prüfungen des Bedienungspersonals im Gebiet
des einen Vertragsstaates gelten auch für das
Gebiet des anderen Vertragsstaates. Die näheren
Bestimmungen, die zur Sicherheit des Betriebes
erforderlich sind, werden von den Eisenbahn-
verwaltungen einvernehmlich festgelegt.

(6) Der Tarifschnitt liegt für alle Grenzüber-
gänge auf der Staatsgrenze.

Artikel 5

Personendurchgangsverkehr auf der Strecke
Lavamünd—Dravograd—Bleiburg

(1) Den Österreichischen Bundesbahnen wird
für die Gültigkeitsdauer dieses Abkommens
das Recht eingeräumt, auf der Strecke Lavamünd—
Dravograd—Bleiburg einen Personendurchgangs-
verkehr zu errichten.

(2) Der Personendurchgangsverkehr ist durch
besondere Vereinbarungen der Eisenbahnver-
waltungen so zu regeln, daß hiedurch eine
ordnungsgemäße Dienstabwicklung gesichert ist.

(3) Der Personendurchgangsverkehr wird mit
Triebfahrzeugen und Personal der Österreichi-
schen Bundesbahnen, denen auch die Einnahmen
nach den hiefür geltenden eigenen Tarifen ver-
bleiben, geführt.

(4) Für die Benützung der Strecke der Jugo-
slawischen Eisenbahnen leisten die Österreichi-
schen Bundesbahnen eine Vergütung, deren Ein-
zelheiten zwischen ihnen und den Jugoslawischen
Eisenbahnen zu vereinbaren sind.



754 35. Stück — Ausgegeben am 7. Mai 1965 — Nr. 100

Art ikel 6

Erweiterter Zugförderungsdienst

Die Eisenbahnverwaltungen können verein-
baren, daß der Zugförderungsdienst über den
Betriebswechselbahnhof hinaus in einer oder in
beiden Richtungen von der Eigentums- oder
Nachbarverwaltung mit eigenen Triebfahrzeugen
und eigenem Personal besorgt wird. Artikel 4
Absatz 5 und die Artikel 14, 15, 17, 18 und 24
gelten entsprechend.

Art ikel 7

Vergütung der Leistungen

Die von einer Eisenbahnverwaltung für die
andere erbrachten Leistungen sind tunlichst in
natura auszugleichen. Soweit dies nicht möglich
ist, sind die Selbstkosten zu vergüten. Die
Einzelheiten werden von den Eisenbahnverwal-
tungen vereinbart.

Art ikel 8

Anlagen

(1) Jede Eisenbahnverwaltung beaufsichtigt,
erhält und erneuert die gesamten Anlagen der
auf ihrem Gebiet befindlichen Betriebswechsel-
bahnhöfe und Anschlußgrenzstrecken.

(2) Der Nachbarverwaltung werden in den
Betriebswechselbahnhöfen die von ihr zur Ab-
wicklung ihres Dienstes benötigten Räume, An-
lagen und Einrichtungen zur Verfügung ge-
stellt. Wenn die vorhandenen Räume, Anlagen
oder Einrichtungen nicht ausreichen oder nicht
entsprechen, wird die Eigentumsverwaltung im
Einvernehmen mit der Nachbarverwaltung not-
wendige und wirtschaftlich vertretbare Her-
stellungen auf eigene Kosten ausführen.

(3) Für die der Nachbarverwaltung in den
Betriebswechselbahnhöfen überlassenen und von
dieser ausschließlich benützten Räume, Anlagen
und Einrichtungen leistet sie eine den Selbst-
kosten entsprechende Vergütung.

(4) Die baulichen und technischen Ausgestal-
tungen der Anschlußgrenzstrecken werden im
Einvernehmen der beiden Eisenbahnverwaltun-
gen von der Eigentumsverwaltung auf eigene
Kosten ausgeführt.

Artikel 9

Vertretung in den Betriebswechselbahnhöfen

Die Nachbarverwaltung kann in den Betriebs-
wechselbahnhöfen eine Vertretung einrichten,
deren Befugnisse sich auf eisenbahndienstliche
Belange beschränken und im einzelnen von den
Eisenbahnverwaltungen vereinbart werden.



35. Stück — Ausgegeben am 7. Mai 1965 — Nr. 100 755

Art ikel 10

Grenzabfertigung

Die Grenzabfertigung (Artikel 2 lit. g) wird
von den zuständigen Organen jedes der beiden
Vertragsstaaten auf seinem Staatsgebiet oder
auf Grund einer gesonderten Vereinbarung
beider Vertragsstaaten in den fahrenden Zügen
oder in Bahnhöfen auf dem Gebiet des anderen
Vertrags Staates vorgenommen.

Art ikel 11

Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ord-
nung auf den Anschlußgrenzstrecken

(1) Bei der Durchführung des Dienstes in
fahrenden Zügen auf den Anschlußgrenzstrecken
haben die Eisenbahnbediensteten der Nachbar-
verwaltung im Falle eines Verstoßes gegen die
Sicherheit und Ordnung des Eisenbahnverkehres
den Sachverhalt festzustellen und hievon die
zuständige Eisenbahndienststelle des Gebiets-
staates so bald wie möglich zu benachrichtigen.

(2) Durch diese Bestimmung wird den Eisen-
bahnbediensteten kein Recht eingeräumt, Zwang
anzuwenden.

Artikel 12

Grenzabfertigung im Personendurchgangs-
verkehr auf der Strecke Lavamünd—Dravo-

grad—Bleiburg

Bei den im Personendurchgangsverkehr auf
der Strecke Lavamünd—Dravograd—Bleiburg
geführten Zügen findet keine Grenzabfertigung
durch jugoslawische Organe statt. Diese Züge
werden auf dem jugoslawischen Staatsgebiet
von jugoslawischen staatlichen Aufsichtsorganen
begleitet.

Art ikel 13

Sprachgebrauch

(1) In den Betriebswechselbahnhöfen und auf
den Anschlußgrenzstrecken wird im eisenbahn-
dienstlichen Verkehr mit Eisenbahnbediensteten
der Nachbarverwaltung deren Dienstsprache an-
gewendet. Demnach haben insbesondere alle
fernmündlichen, schriftlichen und mündlichen
Mitteilungen, die sich auf den Zugsverkehr be-
ziehen, in der Dienstsprache der Nachbarver-
waltung zu erfolgen. Die in Betracht kommenden
Eisenbahnbediensteten der Eigentumsverwaltung
müssen daher die Dienstsprache der Nachbarver-
waltung in dem für die Durchführung des Dien-
stes erforderlichen Ausmaße beherrschen.

(2) Abweichend von den Bestimmungen des
Absatzes 1 haben sich die Vertreter (Artikel 9) der
Nachbarverwaltung in den Betriebswechselbahn-
höfen im Verkehr mit den Eisenbahnbediensteten
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der Eigentumsverwaltung deren Dienstsprache zu
bedienen. Sie müssen diese Sprache in dem für
die Durchführung des Dienstes erforderlichen
Ausmaße beherrschen.

(3) Die Aufschriften an den Diensträumen der
Vertretungen erfolgen in beiden Dienstsprachen.
An erster Stelle stehen die Aufschriften in der
Dienstsprache der Nachbarverwaltung.

(4) Die Übergabe von Dienstvorschriften oder
Geschäftsstücken von einer Eisenbahnverwal-
tung an einen Betriebswechselbahnhof oder eine
Vertretung zwecks Weiterleitung an die andere
Eisenbahnverwaltung erfolgt ohne Übersetzung.

Artikel 14

Rechtsstel lung der Eisenbahnbediensteten

(1) Die im Gebietsstaat dienstlich tätigen Eisen-
bahnbediensteten der Nachbarverwaltung unter-
stehen unbeschadet der Bestimmungen des inter-
nationalen Privatrechtes den Rechtsvorschriften
des Gebietsstaates.

(2) Für das Dienstverhältnis der im Absatz 1
genannten Eisenbahnbediensteten, insbesondere
auch in dienststrafrechtlicher Hinsicht, sind aus-
schließlich die im Nachbarstaat geltenden Vor-
schriften maßgebend.

(3) Die im Gebietsstaat tätigen Eisenbahnbe-
diensteten der Nachbarverwaltung werden aus-
schließlich im Nachbarstaat zu den Steuern von
Löhnen und Gehältern, die sie vom Nachbar-
staat oder von der Nachbarverwaltung erhalten
haben, herangezogen.

(4) Von strafbaren Handlungen, die von den
im Absatz 1 genannten Eisenbahnbediensteten
im Gebietsstaate begangen werden, ist die zu-
ständige Dienststelle des Eisenbahnbediensteten
durch die entsprechende Dienststelle des Gebiets-
staates unverzüglich zu benachrichtigen.

Artikel 15

Beistand und strafrechtlicher Schutz

(1) Die Dienststellen und die Bediensteten des
Gebietsstaates sind verpflichtet, den Eisenbahn-
dienststellen der Nachbarverwaltung, die im
Gebietsstaat liegen, sowie den Eisenbahnbedien-
steten dieser Verwaltung bei der Ausübung ihrer
Dienstobliegenheiten den erforderlichen Bei-
stand zu gewähren und ihren hierauf gerichteten
Ersuchen im Sinne dieses Abkommens in gleicher
Weise Folge zu leisten wie entsprechenden Er-
suchen eigener Eisenbahnbediensteter.

(2) Die strafrechtlichen Vorschriften des Ge-
bietsstaates zum Schutze von eisenbahndienst-
lichen Handlungen und zum Schutze von Eisen-
bahnbediensteten gelten auch für strafbare Hand-
lungen, die gegenüber den im Gebietsstaat
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tätigen Eisenbahnbediensteten der Nachbarver-
waltung begangen werden, wenn sich diese in
Ausübung des Dienstes befinden oder die Tat
in Beziehung auf diesen Dienst begangen wird.

(3) Den Eisenbahnbediensteten der Nachbarver-
waltung wird seitens der Eigentumsverwaltung
im Falle der Erkrankung oder eines Unfalles auf
der Anschlußgrenzstrecke oder im Betriebs
Wechselbahnhof sowie im Durchgangsverkehr
(Artikel 5) oder im erweiterten Zugförderungs-
dienst (Artikel 6) die notwendige Erste Hilfe
gewährt.

Art ikel 16

Überschreiten der Staatsgrenze und Aufent-
halt auf dem Gebiete des anderen Vertrags-

staates

(1) Eisenbahnbedienstete, einschließlich der
Eisenbahnaufsichts- und Eisenbahnerhebungsbe-
diensteten, die zur Dienstausübung im Anschluß-
und Übergangsdienst die Staatsgrenze über-
schreiten, müssen im Besitze von Grenzüber-
trittsausweisen sein. Diese Ausweise berechtigen
zum Grenzübertritt auf einer oder mehreren der
im Artikel 3 Absatz 1 angeführten Strecken sowie
für die Dauer der Dienstverrichtung zum Auf-
enthalt im anderen Vertragsstaat.

(2) Die Grenzübertrittsausweise werden mit
einer Gültigkeitsdauer bis zu fünf Jahren ausge-
stellt. Für die jugoslawischen Eisenbahnbedien-
steten werden die Grenzübertrittsausweise nach
dem Muster der Anlage 1 a von den jugoslawi-
schen Eisenbahnen ausgestellt, von der zuständi-
gen jugoslawischen Grenzdienststelle bestätigt
und von der zuständigen österreichischen Sicher-
heitsdirektion vidiert. Für die österreichischen
Eisenbahnbediensteten werden die Grenzüber-
trittsausweise nach dem Muster der Anlage 1 b
von der zuständigen österreichischen Sicherheits-
direktion ausgestellt und von der zuständigen
jugoslawischen Grenzdienststelle vidiert. Die Vi-
dierung gilt jeweils für ein Kalenderjahr.

(3) Die Vidierung kann ohne Angabe von
Gründen verweigert, eine bereits erfolgte Vidie-
rung jederzeit widerrufen werden. Von der
Verweigerung oder dem Widerruf einer Vidierung
sind die Behörde, die den Grenzübertrittsausweis
ausgestellt hat, und der zuständige Grenz- bzw.
Betriebswechselbahnhof unverzüglich zu ver-
ständigen.

(4) Die Ausstellung und Vidierung der Grenz-
übertrittsausweise erfolgt frei von Abgaben und
Gebühren.

(5) Die Grenzübertrittsausweise sind den
zuständigen behördlichen Organen auf deren
Verlangen vorzuweisen.

(6) Die bei unvorhergesehenen Hindernissen
mit Hilfs- oder Schneeräumzügen eingesetzten
Eisenbahnbediensteten, die die Staatsgrenze
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überschreiten, müssen in einer Namensliste einge-
tragen sein. Die Namensliste berechtigt die
darauf angeführten Eisenbahnbediensteten zum
Grenzübertritt auf einer der im Artikel 3 Absatz 1
angeführten Strecken sowie für die Dauer der
Dienstverrichtung zum Aufenthalt im anderen
Vertrags Staat. Die Namensliste nach dem Muster
der Anlage 2 a bzw. 2 b wird vom Vorstand
des Betriebswechsel- oder Grenzbahnhofes in
dreifacher Ausfertigung ausgestellt. Jede Aus-
fertigung muß mit der Unterschrift des Vor-
standes und dem Dienststempel des Betriebs-
wechsel- oder Grenzbahnhofes versehen sein.
Dieser Stempel muß unmittelbar unter der
Eintragung des letzten Namens angebracht
werden. Diese Eisenbahnbediensteten müssen
überdies im Besitze eines mit Lichtbild ver-
sehenen Dienstausweises sein.

(7) Vor einem Grenzübertritt gemäß Absatz 6
ist die zuständige Grenzdienststelle des anderen
Vertragsstaates zu verständigen.

(8) Beim Überschreiten der Staatsgrenze gemäß
Absatz 6 haben sich die Eisenbahnbediensteten
mit der Namensliste und den Dienstausweisen
den Grenzorganen gegenüber zu legitimieren.
Dabei ist je eine Ausfertigung der Namensliste
den Grenzorganen jedes der beiden Vertrags-
staaten zu übergeben, während die dritte Aus-
fertigung nach Rückkehr dem Bahnhofsvorstand,
der die Ausstellung vorgenommen hat, zurück-
zugeben ist. Alle auf einer Namensliste ange-
führten Eisenbahnbediensteten müssen die
Staatsgrenze auf der Hin- und Rückfahrt gleich-
zeitig überschreiten.

(9) Die Eisenbahnbediensteten des anderen
Vertragsstaates, die nur mit Grenzübertritts-
ausweisen ausgestattet sind, dürfen das Orts-
gebiet, in dem sich der Betriebswechsel- bzw.
Grenzbahnhof befindet, und die Anschlußgrenz-
strecke bzw. die Strecke zwischen dem Grenz-
bahnhof und der Staatsgrenze nicht verlassen.
Diese Bestimmung gilt sinngemäß, wenn eine
Vereinbarung gemäß Artikel 3 Absatz 4 getroffen
wurde. Eisenbahnbedienstete des anderen Ver-
tragsstaates, die nur in einer Namensliste aufge-
nommen sind, dürfen den Bereich des Betriebs-
wechsel- bzw. Grenzbahnhofes und die An-
schlußgrenzstrecke bzw. die Strecke zwischen
dem Grenzbahnhof und der Staatsgrenze nicht
verlassen.

Artikel 17
Dienstkleidung

(1) Die im Betriebswechselbahnhof oder auf
der Anschlußgrenzstrecke sowie die im Personen-
durchgangsverkehr (Artikel 5) oder im erweiter-
ten Zugförderungsdienst (Artikel 6) verwendeten
Eisenbahnbediensteten der Nachbarverwaltung
sind berechtigt, ihre Dienstkleider oder ihre
sichtbaren Dienstabzeichen während und außer-
halb des Dienstes zu tragen.
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(2) Welche Eisenbahnbedienstete und in
welchen Fällen sie Dienstkleider oder sichtbare
Dienstabzeichen tragen müssen, vereinbaren die
Eisenbahnverwaltungen.

Art ikel 18

Dienstgegenstände, Bedarfsgegenstände der
Eisenbahnbediensteten

(1) Alle zum dienstlichen Gebrauch bestimmten
Gegenstände, welche die im Gebietsstaat tätigen
Eisenbahnbediensteten der Nachbarverwaltung
ein- oder ausführen, bleiben frei von Zöllen
und sonstigen Abgaben.

(2) Frei von Zöllen und sonstigen Abgaben
bleiben auch die Gegenstände des persönlichen
Bedarfes einschließlich der Lebensmittel, welche
die nicht im Gebietsstaat wohnenden Eisenbahn-
bediensteten auf dem Wege zum oder vom
Dienst mit sich führen und während ihres dienst-
lichen Aufenthaltes im Gebietsstaate benötigen.

(3) Ein- und Ausfuhrverbote sowie Ein- und
Ausfuhrbeschränkungen wirtschaftlicher Natur
finden auf die in den Absätzen 1 und 2 angeführten
Gegenstände keine Anwendung.

Artikel 19

Gebrauchsgegenstände der Dienststellen

Die zum dienstlichen Gebrauch der Dienst-
stellen der Nachbarverwaltung bestimmten
Gegenstände bleiben im Ein- und Wiederausgang
frei von Zöllen und sonstigen Abgaben. Ein-
und Ausfuhrverbote sowie Ein- und Ausfuhr-
beschränkungen wirtschaftlicher Natur finden
auf diese Gegenstände keine Anwendung.

Art ikel 20

Dienstlich eingenommenes Geld

Die von den Eisenbahnbediensteten der
Nachbarverwaltung in den grenzüberschreitenden
Zügen dienstlich eingenommenen Geldbeträge
dürfen von ihnen im Gebietsstaat mitgeführt
und in den Nachbarstaat verbracht werden.

Art ikel 21

Dienstsendungen

(1) Dienstsendungen, wie Dienstbriefe, Dienst-
formulare, Fahrpläne, Tarife sowie dienstliche
Geld- und Wertsendungen, die für Dienststellen
der Nachbarverwaltung im Gebietsstaat bestimmt
sind oder von diesen Dienststellen in den Nach-
barstaat gesandt werden, dürfen durch Eisen-
bahnbedienstete ohne Vermittlung der Post-
verwaltung und frei von Postgebühren befördert
werden.

(2) Diese Sendungen unterliegen den Zoll-
und Devisenvorschriften. Das Öffnen dieser
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Sendungen wird vorgenommen, wenn ein Ver-
dacht besteht, daß die Zoll- und Devisenvor-
schriften verletzt wurden. Die Dienstsendungen
sollen mit dem Dienststempel der absendenden
Dienststelle versehen werden.

Art ikel 22

Postaustausch

(1) Der Austausch von Brief-, Paket- und
Wertkartenschlüssen im Verkehr zwischen den
beiden Vertrags Staaten und von Transitkarten-
schlüssen erfolgt nach den zwischen der öster-
reichischen und jugoslawischen Postverwaltung
abgeschlossenen Vereinbarungen auf der Grund-
lage der Bestimmungen des Weltpostvertrages
und seiner Abkommen.

(2) Der Austausch der Post wird in den
Betriebswechselbahnhöfen vorgenommen, sofern
zwischen den beiden Postverwaltungen nichts
anderes vereinbart ist.

(3) Der Austausch der Post wird von Post-
bediensteten besorgt. Der Austausch von Brief-
kartenschlüssen kann auch von Eisenbahn-
bediensteten vorgenommen werden.

(4) Zur Beförderung von Postsendungen
können Postwagen, Eisenbahndienstwagen oder
Eisenbahngüterwagen verwendet werden.

(5) Welche Wagen und in welchen Relationen
sie verwendet werden, weiters ob die Begleitung
Post- oder Eisenbahnbedienstete vornehmen,
wird zwischen den zuständigen Verwaltungen
der beiden Vertragsstaaten vereinbart.

Artikel 23

Postbedienstete, Haftung für Postsachen

Die Bestimmungen der Artikel 14 bis 18 und
des Artikels 24 dieses Abkommens gelten sinn-
gemäß auch für die im Bahnpostdienst auf dem
Gebiet des anderen Vertrags Staates tätigen Post-
bediensteten. Die Bestimmungen des Artikels 24
gelten auch für Verlust und Beschädigung von
Postsachen.

Art ikel 24

Haftung

(1) Wird beim Betrieb der Eisenbahn im An-
schluß- und Übergangsdienst auf der Anschluß-
grenzstrecke oder im Betriebswechselbahnhof
eine Person getötet oder verletzt oder eine
Sache beschädigt oder vernichtet, so haftet,
soweit im nachfolgenden nichts anderes bestimmt
ist, die Eisenbahnverwaltung des Gebietsstaates
nach dessen Recht.

(2) Soweit die Haftung für Verlust und
Beschädigung von Reisegepäck, Expreßgut,
Gütern, Fahrbetriebsmitteln, Lademitteln,
Paletten und Behältern sowie für Überschreitung
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der Lieferfrist in besonderen zwischen beiden
Vertragsstaaten geltenden internationalen Verein-
barungen geregelt ist, gilt diese besondere
Regelung.

(3) Wird ein Eisenbahnbediensteter der Nach-
barverwaltung in Ausübung seines in diesem
Abkommen vorgesehenen Dienstes beim Betrieb
der Eisenbahn auf der Anschlußgrenzstrecke
oder im Betriebswechselbahnhof getötet oder
verletzt oder eine Sache, die er an sich trägt
oder mit sich führt, beschädigt oder vernichtet,
so ist die Pflicht, die sich aus dem schädigenden
Ereignis ergebenden Ansprüche zu befriedigen,
so zu beurteilen, als ob das schädigende Ereignis
auf den Strecken der Nachbarverwaltung beim
Betrieb der Eisenbahn eingetreten wäre. Eine
Haftung der Eigentumsverwaltung ist ausge-
schlossen.

(4) O b und inwieweit den Eisenbahnverwal-
tungen und anderen Rechtsträgern aus den in
diesem Artikel beschriebenen schädigenden
Ereignissen gegenseitig Schadenersatz- und
Rückgriffsansprüche eingeräumt werden, wird
besonderen Vereinbarungen der Eisenbahnver-
waltungen und anderen Rechtsträgern vorbe-
halten.

Artikel 25
Haftung im Personendurchgangsverkehr

(1) Wird ein Reisender beim Betrieb der
Eisenbahn im Personendurchgangsverkehr
(Artikel 5) getötet oder verletzt oder eine Sache,
die ein Reisender an sich trägt oder mit sich
führt, beschädigt, so haften die Österreichischen
Bundesbahnen nach jugoslawischem Recht. Sie ste-
hen dabei für die Jugoslawischen Eisenbahnen ein.

(2) Wird Reisegepäck beim Betrieb der Eisen-
bahn im Personendurchgangsverkehr beschädigt
oder vernichtet, so haften für diese Schäden die
Österreichischen Bundesbahnen nach österreichi-
schem Recht. Sie stehen dabei für die Jugosla-
wischen Eisenbahnen ein.

(3) Wird ein Eisenbahnbediensteter der Öster-
reichischen Bundesbahnen in Ausübung seines
mit dem Personendurchgangsverkehr zusammen-
hängenden Dienstes beim Betrieb der Eisenbahn
auf der Durchgangsstrecke getötet oder verletzt
oder eine Sache, die er an sich trägt oder mit sich
führt, beschädigt oder vernichtet, so ist die
Pflicht, die sich aus dem schädigenden Ereignis
ergebenden Ansprüche zu befriedigen, so zu
beurteilen, als ob das schädigende Ereignis
auf den Strecken der Österreichischen Bundes-
bahnen beim Betrieb der Eisenbahn eingetreten
wäre. Eine Haftung der Jugoslawischen Eisen-
bahnen ist ausgeschlossen.

(4) Die Regelung von Schäden an Fahr-
betriebsmitteln bleibt einer besonderen Verein-
barung der Eisenbahnverwaltungen überlassen.
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(5) Soweit nicht in den vorstehenden Absätzen
eine besondere Regelung getroffen ist, haften
für Schäden, die im Zusammenhang mit dem
Betrieb der Österreichischen Bundesbahnen im
Personendurchgangsverkehr entstehen, die Jugo-
slawischen Eisenbahnen nach jugoslawischem
Recht.

(6) O b und inwieweit den Eisenbahnver-
waltungen und anderen Rechtsträgern aus den
in diesem Artikel beschriebenen schädigenden
Ereignissen gegenseitig Schadenersatz- und
Rückgriffsansprüche eingeräumt werden, wird
besonderen Vereinbarungen der Eisenbahnver-
waltungen und anderen Rechtsträgern überlassen.

Artikel 26
Fernmeldeanlagen

(1) Die Eisenbahnverwaltungen sind ver-
pflichtet, auf dem Gebiet ihres Staates die für den
grenzüberschreitenden Eisenbahnverkehr not-
wendigen Fernmeldeanlagen zu errichten und im
ordentlichen Zustand zu erhalten.

(2) Die Eisenbahnbediensteten der Nachbar-
verwaltung sind berechtigt, die im Absatz 1
angeführten Fernmeldeanlagen für dienstliche
Zwecke unentgeltlich zu benutzen.

Artikel 27
Abgabenfreiheit der Vereinbarungen

Die auf Grund dieses Abkommens abge-
schlossenen Vereinbarungen genießen in beiden
Vertragsstaaten Abgabenfreiheit.

Artikel 28
Meinungsverschiedenheiten, Schiedsgericht

(1) Meinungsverschiedenheiten über die Aus-
legung oder Anwendung dieses Abkommens
sollen möglichst durch die zuständigen Stellen
beider Vertragsstaaten beigelegt werden.

(2) Soweit eine Meinungsverschiedenheit auf
diese Weise nicht erledigt werden kann, ist sie
auf Verlangen eines Vertragsstaates einem
Schiedsgericht zu unterbreiten.

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall
in der Weise gebildet, daß jeder Vertragsstaat
einen Vertreter bestellt und diese sich auf den
Angehörigen eines dritten Staates als Obmann
einigen. Werden die Vertreter und der Obmann
nicht innerhalb dreier Monate bestellt, nachdem
der eine Vertragsstaat seine Absicht, das Schieds-
gericht anzurufen, bekanntgegeben hat, so kann
in Ermangelung einer anderen Vereinbarung
jeder Vertragsstaat den Präsidenten des Inter-
nationalen Gerichtshofes in Den Haag bitten,
die erforderlichen Ernennungen vorzunehmen.
Für den Fall, daß der Präsident die Staatsange-
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hörigkeit eines der beiden Vertragsstaaten be-
sitzt oder aus einem anderen Grunde verhindert
ist, soll sein Stellvertreter im Amt die erforder-
lichen Ernennungen vornehmen.

(4) Das Schiedsgericht fällt seine Entschei-
dungen auf Grund dieses Abkommens und der
zu seiner Durchführung getroffenen Verein-
barungen sowie unter Anwendung der zwischen
beiden Vertragsstaaten geltenden und zur Zeit
der Entstehung oder Dauer der Streitfrage an-
wendbaren internationalen Abkommen, des
Völkergewohnheitsrechtes und der allgemein
anerkannten Rechtsgrundsätze.

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit
Stimmenmehrheit. Seine Entscheidungen sind
bindend. Jeder Vertragsstaat trägt die Kosten
seines Schiedsrichters. Die übrigen Kosten
werden von beiden Vertragsstaaten je zur Hälfte
getragen. I m übrigen regelt das Schiedsgericht
sein Verfahren selbst.

(6) Hinsichtlich der Ladung und Vernehmung
von Zeugen und Sachverständigen werden die
Zivilgerichte der beiden Vertragsstaaten auf das
v o m Schiedsgericht an die betreffende Regierung
zu richtende Ersuchen in der gleichen Weise
Rechtshilfe leisten wie auf ein Ersuchen eines
Zivilgerichtes des ersuchten Vertragsstaates.

Artikel 29
Dauer des A b k o m m e n s , Kündigung

(1) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte
Zeit abgeschlossen. Es kann mit einer Frist von
sechs Monaten zum Ende des Kalenderjahres
gekündigt werden.

(2) Im Falle der Kündigung werden die beiden
Vertragsstaaten unverzüglich in Verhandlungen
über eine Neuregelung eintreten.

Artikel 30
Ratifizierung

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation.
(2) Der Austausch der Ratifikationsurkunden

erfolgt in Belgrad.
(3) Das Abkommen tritt am 14. Tage nach

Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft.

Z u Urkund dessen haben die Bevollmächtigten
dieses Abkommen unterzeichnet und mit Siegeln
versehen.

Ausgefertigt in Wien, am 11. Dezember 1962
in doppelter Urschrift in deutscher und serbo-
kroatischer Sprache, wobei beide Texte authen-
tisch sind.

Für die
Republik Österreich:

Dr. Jarisch m. p.

Für die
Föderative Volksrepublik Jugoslawien:

Robar m. p .
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Schlußprotokoll

Anläßlich der Unterzeichnung des Abkommens
zwischen der Republik Österreich und der
Föderativen Volksrepublik Jugoslawien über
die Regelung des Grenzüberganges der Eisen-
bahnen stellen die unterzeichneten Bevollmäch-
tigten fest, daß

1. die in dem obgenannten Abkommen er-
wähnten, zur Durchführung des Abkommens
erforderlichen Vereinbarungen so bald wie mög-
lich abgeschlossen werden sollen, damit die
Ratifikation des Abkommens keine Verzögerung
erfährt;

2. sie alle Bemühungen darauf richten werden,
daß die Verhandlungen zwischen den beiden
Vertrags Staaten über den Abschluß eines Ab-
kommens zur Erleichterung der Grenzabferti-
gung im Eisenbahnverkehr so bald wie möglich
aufgenommen werden;

3. der Artikel 25 Absatz 5 nur die Haftung für
Schäden, die Dritte erleiden, betrifft, demnach
nicht für den Fall gilt, daß Anlagen der Jugo-
slawischen Eisenbahnen beschädigt werden und,
daß in diesem Falle jugoslawisches Recht, anzu-
wenden ist.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten
dieses Schlußprotokoll, das einen Bestandteil des
Abkommens bildet, unterzeichnet.

Ausgefertigt in Wien, am 11. Dezember 1962
in doppelter Urschrift in deutscher und serbo-
kroatischer Sprache, wobei beide Texte authen-
tisch sind.

Für die
Republik Österreich:

Dr. Jarisch m. p.

Für die
Föderative Volksrepublik Jugoslawien:

Robar m. p .
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Anlage 1 a
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Anlage 1 b
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Anlage 2 a
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Anlage 2 b
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die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen samt Schlußprotokoll und Anlagen für ratifiziert und verspricht im Namen der
Republik Österreich die gewissenhafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft und
vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel
der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 17. Feber 1965.

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:
Klaus

Der Bundesminister für Verkehr und
Elektrizitätswirtschaft :

Probst

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kreisky

Die Ratifikationsurkunden zu dem vorliegenden Abkommen sind am 8. April 1965 aus-
getauscht worden; das Abkommen ist somit gemäß seinem Artikel 30 Absatz 3 am 22. April 1965
in Kraft getreten.

Klaus


